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BEGRÜNDUNG 

 

1. Allgemeines 

 

1.1 Planungsanlass und -ziel  

Die Gemeinde Straßkirchen plant auf Veranlassung des entsprechenden Grundstücksei-
gentümers die Änderung des Flächennutzungsplans zur Ausweisung eines Sondergebie-
tes gem. § 11 Abs. 2 BauNVO zur Verwirklichung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage 
und beabsichtigt mit dem Betreiber einen entsprechenden Durchführungsvertrag abzu-
schließen.  

Ziel ist die bauleitplanerische Vorbereitung für die zukünftige Nutzung der Fläche als Frei-
flächen-Photovoltaikanlage zur Erzeugung erneuerbarer Energien. 
 

1.2 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer Energien - Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 21. Dez. 2020 (BGBl. I S. 3138) geändert worden ist, Stand: zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 8.8.2020 (I 1818) – wird Strom aus Photovoltaikanlagen, die nicht an 
oder auf einer baulichen Anlage angebracht sind, u. a. nur unter folgenden Voraussetzun-
gen von den Netzbetreibern vergütet bzw. sind hierfür Gebote möglich: 

 gem. § 37 (1) Ziff. 2 b EEG: Die Anlage befindet sich auf sog. Konversionsflächen aus 
wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder militärischer Nutzung; 

 gem. § 37 (1) Ziff. 2 c EEG: Die Anlage befindet sich auf Flächen längs von Autobah-
nen oder Schienenwegen in einer Entfernung bis zu 200 m, gemessen vom äußeren 
Rand der Fahrbahn und innerhalb dieser Entfernung soll ein längs zur Fahrbahn gele-
gener und mindestens 15 Meter breiter Korridor freigehalten werden. 

Der Standort ist demnach aufgrund seiner Lage unmittelbar nordöstlich der Bahnlinie Re-
gensburg - Passau angesichts der Vorbelastung der Fläche für eine Freiflächenphotovol-
taikanlage geeignet.   

Von der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern wurden mit 
Datum vom 19.11.2009 Hinweise zur Behandlung von Freiflächen-Photovoltaik-
Anlagen gegeben und mit Schreiben vom 14.01.2011 aufgrund der EEG-Novelle vom 
11.08.2010 ergänzt.   

Großflächige Photovoltaikanlagen, die im Außenbereich als selbständige Anlagen errichtet 
werden sollen, sind grundsätzlich nur im Rahmen der gemeindlichen Bauleitplanung zu-
lässig. Der gültige Flächennutzungsplan und separate Landschaftsplan weisen den 
Bereich des zukünftigen Sondergebietes derzeit als landwirtschaftliche Nutzfläche aus, 
zwei entsprechende Deckblattverfahren werden durchgeführt. 

Im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB soll ein vorhabenbezogener Bebauungs- mit 
integriertem Grünordungsplan aufgestellt sowie der derzeit gültige Landschaftsplan mit 
Deckblatt Nr. 13 geändert werden. 

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 22.01.2018 die Aufstellungsbeschlüsse für die 
o.g. Bauleitplanungen getroffen. 

Der Geltungsbereich umfasst eine Teilfläche der Fl. Nr. 559 der Gmkg. Straßkirchen. 
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Die Gesamtgröße der zu überplanenden Fläche beträgt ca. 2,04 ha. 

 

1.3 Planungsauftrag 

Das Landschaftsplanungs- und Landschaftsarchitekturbüro Dipl.-Ing. Gerald Eska in Bo-
gen wurde vom Betreiber mit der Erstellung der erforderlichen Unterlagen beauftragt.  

Seit 1. Januar 2021 wird das Landschaftsarchitekturbüro Eska von Herrn Dipl. Ing. (FH) 
Landschaftsarchitekt + Stadtplaner Hermann Heigl übernommen und unter eigenem Na-
men weitergeführt.   

 

1.4 Beteiligte Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) nach § 4 BauGB 

2. Regierung von Niederbayern, Höhere Landesplanungsbehörde, Landshut 

3. Landratsamt Straubing-Bogen, (6-fach: Untere Bauaufsichtsbehörde, Untere Immis-
sionsschutzbehörde, Untere Naturschutzbehörde, Kreisstraßenbaubehörde, Ge-
sundheitsbehörde, Kreisarchäologie) 

4. Regionaler Planungsverband Region Donau-Wald am Landratsamt Straubing-Bogen 

5. Wasserwirtschaftsamt Deggendorf 

6. DB Services Immobilien GmbH 

7. Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Straubing 

8. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Straubing 

9. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat G23 – Bauleitplanung, Postfach 
10 02 03, 80076 München 

10. Bund Naturschutz in Bayern e.V., Kreisgruppe Straubing 

11. Zweckverband zur Wasserversorgung der Irlbachgruppe 

12. Bayernwerk AG, Vilshofen 

13. Deutsche Telekom Technik GmbH, Regensburg 

14. Telekom Deutschland GmbH Infrastrukturvertrieb Region Süd 

15. Benachbarte Gemeinden: Aiterhofen, Irlbach, Stephansposching und Oberschnei-
ding 
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2. Übersichtslageplan 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 1: Ausschnitt aus der topographischen Karte aus dem BayernAtlas vom 17.02.2020 – M 1:25.000  
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3. Luftbildausschnitt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 2: Luftbildausschnitt aus dem BayernAtlas vom 17.02.2020 – M 1:10.000 
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4. Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan 

 

Der Flächennutzungsplan stellt den Geltungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft dar.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem derzeit rechtswirksamen Flächennutzungsplan – Maßstab 1:5.000 
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5. Ausschnitt aus dem Landschaftsplan 

 

Der Landschaftsplan stellt den Geltungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft dar.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 4: Ausschnitt aus dem derzeit rechtswirksamen Landschaftsplan – Maßstab 1:5.000 
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6. Kurze Gebietsbeschreibung 

Das Planungsgebiet liegt östlich von Straßkirchen und nördlich des bestehenden Gewer-
be- und Industriegebietes von Straßkirchen sowie nordöstlich der Bahnlinie Regensburg – 
Passau. In näherer Umgebung sind weitere Freiflächen-Photovoltaikanlagen vorhanden.  

Die Sondergebietsausweisung umfasst einen Teil der Fl. Nr. 559 der Gmkg. Straßkirchen 
mit ca. 2,04 ha.  

Die unmittelbar angrenzenden Flächen stellen sich im Westen und Norden als landwirt-
schaftliche Nutzflächen, im Osten als Wirtschaftsweg mit Ackerflächen im Anschluss dar. 

Im Süden trennt ein Schotterweg die Anlage von der Bahnlinie. 

Unmittelbar im Osten grenzt die Gemeindegrenze Straßkirchen-Irlbach an.  

 

 

  
Blick entlang der südlichen Geltungsbereichs-
grenze Richtung Nordwesten, mit der Bahnli-
nie am linken Bildrand 

Blick entlang der östlichen Geltungsbereichs-
grenze Richtung Norden 

 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb landschaftsökologisch wertvoller Flächen. Amtlich 
kartierte Biotope oder nach Art. 23 BayNatschG bzw. § 30 BNatschG geschützte Struktu-
ren sind im Geltungsbereich selbst nicht vorhanden. Allerdings sind in der näheren Umge-
bung Biotope vorhanden.  

Weitere ausgewiesene Schutzgebiete sind nicht von der Planung betroffen oder befinden 
sich in der näheren oder weiteren Umgebung. 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine Oberflächengewässer. Außerdem 
liegt das Gebiet außerhalb von überschwemmungsgefährdeten oder wassersensiblen Be-
reichen. 
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7. Erschließung, Ver- und Entsorgung 

Die straßenmäßige Erschließung/Zufahrt kann ausgehend von dem südlich des Geltungs-
bereiches verlaufenden Feldweges erfolgen.  

Die Stromeinspeisung soll in das Netz der Bayernwerk AG erfolgen. 

Eine Trinkwasserversorgung bzw. Schmutzwasserableitung werden nicht benötigt. 

Oberflächenwasser kann weiterhin auf dem Grundstück flächig versickern. 

Zur Entsorgung anfallende feste Abfallstoffe entstehen bei der Stromproduktion aus Son-
nenenergie nicht. Von einem vollständigen Recyceln der eingesetzten z. T. bereits heute 
knappen oder energieaufwendig zu gewinnenden Rohstoffen wie Metalle, Glas und Silizi-
um kann bei einem Rückbau der Anlage ausgegangen werden. 

 

8. Hinweise  

 

8.1 Wasserwirtschaftliche Belange 

Zur Vermeidung von Abflussverschärfungen und zur Stärkung des Grundwasserhaushaltes 
ist der zunehmenden Bodenversiegelung entgegenzuwirken und die Versickerungsfähigkeit 
von Flächen zu erhalten. Es sollte deshalb das anfallende Niederschlagswasser, insbeson-
dere von Dach- und unverschmutzten Hofflächen nicht gesammelt werden, sondern über 
Grünflächen oder Mulden breitflächig versickert werden. 

Für die Einleitung des Niederschlagswassers und eine ggfs. vorher erforderliche Puffe-
rung sind die Bestimmungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV 
- vom 01.01.2000, geändert zum 01.10.2008, und der Technischen Regeln zum schadlo-
sen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) 
vom 17.12.2008 oder in Oberflächengewässer (TRENOG) vom 17.12.2008 zu beachten. 
Ggfs. ist ein wasserrechtliches Verfahren erforderlich. 

Hinsichtlich etwaig vorh. Altlasten und deren weitergehende Kennzeichnungspflicht ge-
mäß BauGB sowie der boden- und altlastenbezogenen Pflichten wird ein Abgleich mit 
dem Altlastenkataster des Landkreises empfohlen. 

Bei Geländeanschnitten muss mit Hang- und Schichtwasseraustritten sowie mit wild ab-
fließendem Oberflächenwasser aufgrund des darüber liegenden oberirdischen Einzugs-
gebietes gerechnet werden. Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf gem. § 
37 WHG nicht nachteilig für anliegende Grundstücke verändert werden. 

Es wird empfohlen, bei evtl. erforderlichen Aushubarbeiten das anstehende Erdreich ge-
nerell von einer fachkundigen Person organoleptisch beurteilen zu lassen. Bei offensichtli-
chen Störungen oder anderen Verdachtsmomenten (Geruch, Optik etc.) ist das Landrats-
amt Straubing-Bogen oder das Wasserwirtschaftsamt Deggendorf zu informieren. 

 

8.2 Landwirtschaftliche Belange 

Die gesetzlichen Grenzabstände mit Bepflanzungen entlang von landwirtschaftlichen 
Grundstücken nach Art. 48 AGBGB sind einzuhalten.  
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Die Felderschließungswege sind für den landwirtschaftlichen Verkehr freizuhalten. Be-
pflanzungen - ggfs. auch der Ausgleichsfläche - sind ohne Beeinträchtigung der landwirt-
schaftlichen Nutzung durchzuführen (Beachtung der entspr. Grenzabstände). 

Eine mögliche Staubentwicklung durch die Bewirtschaftung der angrenzenden Flächen 
und Benutzung der Wege ist ohne Entschädigungsansprüche hinzunehmen. Wildschutz-
zäune sollten mit mind. 2 m Abstand zu Grundstücksgrenzen und Feldwegen errichtet 
werden. 

In den ersten Jahren sollte eine Verwertung des Grüngutes erfolgen, um einen größeren 
Nährstoffeintrag in das Grundwasser zu vermeiden. Ein Abtransport des Mähgutes ist zu 
veranlassen. 

In Abstimmung mit der UNB am Landratsamt Straubing-Bogen können zur Eindämmung 
evtl. vermehrt auftretender landwirtschaftlicher Problemkräuter wie z. B. Ackerkratzdistel 
oder Hirse auch die seitlichen Sukzessionsstreifen - zumindest auf entsprechenden Teil-
bereichen - häufiger als 1x/Jahr gemäht werden. 

Eine Pflege der Gehölz- und Eingrünungsflächen ist - ebenfalls nur in Abstimmung mit der 
UNB - regelmäßig vorzunehmen. 

 

8.3 Verwendung von Bauschutt-Granulat 

Soweit in ausreichender Menge am Markt erhältlich, sollte beim Unterbau von Zufahrten 
oder Wegen die Verwendung von aufbereitetem und gereinigtem Bauschutt-Granulat an-
stelle von Kies und Schotter erfolgen. Das Bauschutt-Granulat muss von einer anerkann-
ten Stelle als Produkt geprüft und zertifiziert sein. 

Auf die Nicht-Zulässigkeit von bituminösen oder in Pflasterbauweise befestigten Flächen 
innerhalb des Geltungsbereiches wird nochmals hingewiesen. 

 

8.4 Biotopvernetzung / Erhalt der seitlichen Eingrünung 

Im Sinne eines ökologisch sinnvollen Aufbaus und Erhaltens von Biotopverbundsystemen 
in Form von z. B. Gehölzhecken in Verbindung mit extensiven Gras- und Krautsäumen 
sollte vom Betreiber ein dauerhafter Erhalt der zum Zeitpunkt der Betriebseinstellung dann 
ca. 20-30 Jahre alten, seitlichen Pflanzstreifen in Erwägung gezogen werden. 

In jedem Einzelfall ist von der Unteren Naturschutzbehörde zu prüfen, ob es sich bei einer 
eventuellen Beseitigung der Hecken nach Einstellung der PV-Nutzung um einen Eingriff 
im Sinne des BayNatSchG handelt. Die jeweils gültigen Vorschriften des Biotop- und Ar-
tenschutzes sind zu beachten. 

 

8.5 Belange des Bodenschutzes 

Auf die ordnungsgemäße Verwertung des im Zuge der Baumaßnahmen anfallenden und 
vor Ort nicht wieder zu verwendenden Bodenaushubs ist zu achten. Bei Auf- und Einbrin-
gen von Materialien in eine durchwurzelbare Bodenschicht sind die materiell-rechtlichen 
Vorgaben des Bodenschutzrechts, § 12 BBodSchV, einzuhalten. Insbesondere hat der 
Aushub dabei zum Unterboden am Einbauort eine identische Beschaffenheit in Bezug auf 
die Schadstoffgehalte und die physikalischen Eigenschaften aufzuweisen. 
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Ferner ist in diesem Zusammenhang eine nachhaltige Sicherung der Bodenfunktion zu 
gewährleisten. Diese Voraussetzung ist beispielsweise bei einer Aufbringung auf landwirt-
schaftlich genutzten Böden mit einer Bodenkennzahl > 60 oder sonstigen schützenswer-
ten Fläche i.d.R. nicht gegeben. 

Sollten im Zuge von Baumaßnahmen Abfälle oder Altlastenverdachtsflächen zu Tage tre-
ten, ist das Sachgebiet Umwelt- und Naturschutz am Landratsamt unverzüglich zu infor-
mieren. 

 

  



Deckblatt Nr. 23 zum FNP Gemeinde Straßkirchen: SO PV-Anlage „Straßkirchen - Inneres Loherfeld“ 

Begründung und Umweltbericht in der Fassung des Aufstellungsbeschlusses vom 22.01.2018  

 

20-05-01-P      Seite 14 von 30  

UMWELTBERICHT 

 

1. Einleitung 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist mit Wirkung der BauGB-Novellierung vom 20.07.2004 zu 
Bauleitplänen eine Umweltprüfung und hierfür die Erstellung eines Umweltberichtes erfor-
derlich. Er beschreibt und bewertet voraussichtliche, erhebliche Auswirkungen auf unter-
schiedliche Umweltbelange in Zusammenhang mit dem beabsichtigten Vorhaben.  

Der Umweltbericht ist gem. § 2a BauGB der Begründung zur Bauleitplanung als geson-
derter Teil beizufügen. 

 

1.1 Inhalt und wichtigste Ziele des Bauleitplanes  

Das vorliegende Deckblatt Nr. 23 zum Flächennutzungsplan der Gemeinde Straßkirchen 
hat die Umwandlung einer „Fläche für die Landwirtschaft“ in ein „Sondergebiet“ nach § 11 
BauNVO zum Inhalt.  

Ziel ist die bauleitplanerische Vorbereitung zur Errichtung einer Freiflächen-
Photovoltaikanlage auf einem östlich von Straßkirchen gelegenen Grundstück. 

 

 Lage und Ausdehnung  

Das Planungsgebiet liegt nördlich des bestehenden Gewerbe- und Industriegebietes von 
Straßkirchen sowie nordöstlich der Bahnlinie Regensburg – Passau. In näherer Umge-
bung sind weitere Freiflächen-Photovoltaikanlagen vorhanden.  

Die Sondergebietsausweisung umfasst einen Teil der Fl. Nr. 559 der Gmkg. Straßkirchen 
mit ca. 2,04 ha.  

Die unmittelbar angrenzenden Flächen stellen sich im Westen und Norden als landwirt-
schaftliche Nutzflächen, im Osten als Wirtschaftsweg mit Ackerflächen im Anschluss dar. 

Im Süden trennt ein Schotterweg die Anlage von der Bahnlinie. 

Unmittelbar im Osten grenzt die Gemeindegrenze Straßkirchen-Irlbach an.  
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1.2 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes in Fachgesetzen und Fachplänen und 
Art deren Berücksichtigung 

 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) Stand 01.01.2020 

Die Einzelgemeinde Straßkirchen mit besonderem Handlungsbedarf liegt im „allgemeinen 
ländlichen Raum“ in der Region 12 „Donau-Wald“ (Anhang 2 Strukturkarte vom 
01.03.2018). 

Auszüge aus relevanten Festlegungen, Ziele (Z) und Grundsätze (G): 

1. Grundlagen und Herausforderungen der räumlichen Entwicklung und Ordnung  
        Bayerns 

1.1.3 Ressourcen schonen 

(G)  Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert werden. Unvermeidba-
re Eingriffe sollen ressourcenschonend erfolgen. 

 

1.3 Klimawandel 

1.3.1 Klimaschutz 

(G) Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbesondere 
durch 

 die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Siedlungs- 
und Verkehrsentwicklung, 

 die verstärkte Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien sowie 

 den Erhalt und die Schaffung natürlicher Speichermöglichkeiten für Kohlendi-
oxid und andere Treibhausgase. 

 

6.  Energieversorgung 

6.2 Erneuerbare Energien 

6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien  

(Z) Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen. 

6.2.3 Photovoltaik 

(G)  In den Regionalplänen können Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Errichtung 
von Freiflächen-Photovoltaikanlagen festgelegt werden. 

(G)  Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten reali-
siert werden. 

 

7  Freiraumstruktur 

7.1 Natur und Landschaft 

7.1.1 Erhalt und Entwicklung von Natur und Landschaft 
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(G)  Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungs-
raum des Menschen erhalten und entwickelt werden. 

7.1.3 Erhalt freier Landschaftsbereiche 

(G)  In freien Landschaftsbereichen sollen Infrastruktureinrichtungen möglichst gebündelt 
werden. Durch deren Mehrfachnutzung soll die Beanspruchung von Natur und Land-
schaft möglichst vermindert werden. Unzerschnittene verkehrsarme Räume sollen 
erhalten werden. 

(G)  Freileitungen, Windkraftanlagen und andere weithin sichtbare Bauwerke sollen ins-
besondere nicht in schutzwürdigen Tälern und auf landschaftsprägenden Gelände-
rücken errichtet werden. 

Berücksichtigung: 
Die verstärkte Erschließung und Nutzung der erneuerbaren Energien – Windkraft, Solar-
energie, Wasserkraft, Biomasse und Geothermie – dienen dem Umbau der bayerischen 
Energieversorgung, der Ressourcenschonung und dem Klimaschutz. Nach dem Bayeri-
schen Energiekonzept „Energie innovativ“ sollen bis 2021 die Anteile der erneuerbaren 
Energien am Stromverbrauch in Bayern auf über 50 v.H. gesteigert werden. Die Auswei-
sung von Flächen für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien hat 
raumverträglich unter Abwägung aller berührten fachlichen Belange (u. a. von Natur und 
Landschaft, Siedlungsentwicklung) zu erfolgen.  

Freiflächen-Photovoltaikanlagen nehmen in der Regel viel Fläche in Anspruch und können 
das Landschafts- und Siedlungsbild beeinträchtigen. Dies trifft besonders auf bisher unge-
störte Landschaftsteile zu. Deshalb sollen Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf vorbelaste-
te Standorte gelenkt werden. Hierzu zählen z. B. Standorte entlang von Infrastrukturein-
richtungen (Verkehrswege, Energieleitungen etc.) oder Konversionsstandorte.  

Es erfolgt eine Flächenausweisung für eine Verwirklichung einer Photovoltaikanlage in 
einem vorbelasteten Bereich in der Gemeinde Straßkirchen mit Herstellung einer durch-
gehenden Eingrünung der Photovoltaikanlage sowie die Anlage einer externen Aus-
gleichsfläche (Verbesserung bzw. Eingliederung in die Natur und Landschaft).  

Nach der Nutzungsdauer der Anlage ist wieder eine landwirtschaftliche Nutzung festge-
setzt. Durch die vorübergehende Einstellung der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung 
kann sich der Boden erholen und seine Funktionen wieder verbessern. Ein Stoffeintrag 
von Dünger und Pestiziden in den Boden, das Grundwasser und angrenzenden Flächen 
kann vermieden werden.  

Eine Versickerung des Wassers ist weiterhin gegeben, da der Bereich nicht versiegelt 
wird.  

 Regionalplan Region Donau-Wald (RP 12) Stand 13.04.2019 

Gem. der Raumstrukturkarte liegt die Gemeinde Straßkirchen als Kleinzentrum im ländli-
chen Teilraum dessen Entwicklung in besonderen Maßen gestärkt werden soll.  

Auszüge aus relevanten Festlegungen, Ziele (Z) und Grundsätze (G): 

B III – Energie 

1  Allgemeines 

(G) Zur Sicherung einer wirtschaftlichen, sicheren, klima- und umweltfreundlichen Ener-
gieversorgung soll in der Region eine nach Energieträgern diversifizierte Energieversor-
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gung angestrebt und auf einen sparsamen und rationellen Umgang mit Energie hingewirkt 
werden. 

Die in der Region vorhandenen Potenziale für erneuerbare Energieträger sollen erschlos-
sen werden, soweit dies mit anderen fachlichen Belangen vereinbar ist. 

Berücksichtigung: 
Es erfolgt eine Flächenausweisung für eine Photovoltaikanlage in einem vorbelasteten 
Bereich der Gemeinde Straßkirchen mit Herstellung einer Eingrünung der Anlage sowie 
die Anlage einer externen Ausgleichsfläche. Durch die vorübergehende Einstellung der 
landwirtschaftlichen Nutzung als Acker wird die Bodenfruchtbarkeit verbessert und ein 
Stoffeintrag von Dünger und Pestiziden in den Boden und angrenzenden Flächen kann 
vermieden werden.  

 Flächennutzungsplan 

Der Änderungsbereich ist im rechtswirksamen Flächennutzungsplan als allgemeine Flä-
che für die Landwirtschaft dargestellt.  

Berücksichtigung: 

Der vorliegende Bereich bietet sich gem. dem EEG für eine Nutzung als Sondergebiet 
„Freiflächen-Photovoltaikanlage“ an, da er direkt nördlich einer Bahnlinie liegt. Im Parallel-
verfahren gem. § 8 (3) BauGB soll zu vorliegendem Flächennutzungsplan-Deckblatt ein 
Bebauungs- mit Grünordnungsplan aufgestellt sowie der Landschaftsplan mittels Deck-
blatt Nr. 13 entsprechend fortgeschrieben werden. 

 Landschaftsplan 

Der Änderungsbereich ist im rechtswirksamen Landschaftsplan als allgemeine Fläche für 
die Landwirtschaft dargestellt.  

Berücksichtigung: 

Der vorliegende Bereich bietet sich gem. dem EEG für eine Nutzung als Sondergebiet 
„Freiflächen-Photovoltaikanlage“ an, da er direkt nördlich einer Bahnlinie liegt. Im Parallel-
verfahren gem. § 8 (3) BauGB soll zu vorliegendem Flächennutzungsplan-Deckblatt auch 
der Landschaftsplan mittels Deckblatt Nr. 13 entsprechend fortgeschrieben werden. 

 Naturschutzrecht 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine Landschaftsschutzgebiete, Natura-
2000-Gebiete, Naturschutzgebiete, geschützte Landschaftsbestandteile bzw. geschützte 
Naturdenkmale. Ebenso sind im Geltungsbereich keine amtlich ausgewiesenen Biotope 
bzw. nach Art. 23 BayNatschG bzw. § 30 BNatschG geschützte Strukturen vorhanden. 
Südlich der Bahnlinie verläuft ein amtlich kartiertes Biotop.  

Berücksichtigung: 
Die Errichtung von Photovoltaikanlagen kann durch ihren Flächenverbrauch, durch die 
Veränderung von Oberflächengestalt, Bodenstruktur und Nutzung sowie durch Änderun-
gen des Kleinklimas zu nachhaltigen Veränderungen des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes führen. Sie ist daher grundsätzlich als Eingriff in Natur und Landschaft ge-
mäß § 14 BNatSchG zu werten.  
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Vermeidbare Eingriffe sind zu unterlassen, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (§ 15 
BNatSchG). In den Fällen, in denen ein Ausgleich nicht möglich ist und die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege keinen Vorrang erhalten, sind entsprechende 
Ersatzmaßnahmen durchzuführen (§ 15 Abs. 2 BNatSchG).  

Art und Umfang erforderlicher Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen regelt der integrierte 
Grünordnungsplan. Er trifft die erforderlichen Festsetzungen nach den Zielen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege und besitzt gemäß Art. 4 Abs. 2 und 3 BayNatSchG 
dieselbe Rechtswirkung wie ein Bebauungsplan.  

 Denkmalschutzrecht 

Bodendenkmäler 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas befinden sich im Geltungsbereich selbst keine Bo-
dendenkmäler. Allerdings sind im näheren Umfeld folgende Bodendenkmäler bekannt:   

- ca. 330 m weiter südöstlich das Bodendenkmal mit der Nr. D-2-7142-0414: „Siedlun-
gen des Jungneolithikums (Münchshöfener und Altheimer Gruppe)“ 

- ca. 250 m nordwestlich das Bodendenkmal mit der Nr. D-2-7142-0376: „Siedlungen 
des Neolithikums, u.a. des Jungneolithikums (Altheimer Kultur), des Endneolithikums 
(Glockenbecherkultur), der Bronzezeit, u.a. der mittleren Bronzezeit sowie der 
Latènezeit, Bestattungsplatz des Endneolithikums (Glockenbecherkultur)“. 

Berücksichtigung: 
Es ist der Art. 8 des Bayer. Denkmalschutzgesetzes zu beachten. 

Art. 8 - Auffinden von Bodendenkmälern 

(1) 1 Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. 2 Zur An-
zeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der 
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. 3 Die Anzeige 
eines der Verpflichteten bereit die übrigen. 4 Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu 
dem Fund geführt haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch An-
zeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 

(2) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Wo-
che nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbe-
hörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht bei Arbeiten, die vom Landesamt für Denkmalpflege 
oder unter seiner Mitwirkung vorgenommen oder veranlasst werden. 

(4) Eigentümer, dinglich Verfügungsberechtigte und unmittelbare Besitzer eines Grund-
stücks, auf dem Bodendenkmäler gefunden werden, können verpflichtet werden, die not-
wendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Fundgegenstands sowie zur Klä-
rung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener 
Bodendenkmäler zu dulden. 

(5) Aufgefundene Gegenstände sind dem Landesamt für Denkmalpflege oder einer 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zur Aufbewahrung zu übergeben, wenn die Gefahr 
ihres Abhandenkommens besteht. 
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Baudenkmäler 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas befinden sich im Geltungsbereich und in der näheren 
Umgebung keine bekannten Baudenkmäler.  

Berücksichtigung: 
Die Erlaubnis der Unteren Denkmalschutzbehörde ist einzuholen, wenn in der Nähe von 
Baudenkmälern Anlagen errichtet, verändert oder beseitigt werden, wenn sich dies auf 
Bestand oder Erscheinungsbild eines der Baudenkmäler auswirken kann (vgl. Art. 6 Abs. 
1 Satz 2 DSchG).  

 Baurecht, Baugenehmigungspflicht, Landschaftspflegerische Begleitplanung 

Photovoltaikanlagen gelten nach Art. 2 Abs. 4 der Bayerischen Bauordnung nicht als Son-
derbauten und können nach Art. 58 BayBO genehmigungsfrei gestellt werden, sofern sie 
u.a. im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen und weitere Anwendungsvoraus-
setzungen erfüllen. Seit dem 01.08.2009 entfällt auch die Vorlagepflicht eines Bauantra-
ges.  

Seit dem 20.07.2004 gilt ein an EU-Richtlinien (Europarechtsanpassungsgesetz EAG 
Bau) angepasstes Baugesetzbuch. Wesentliche Änderungen liegen in der Prüfung der 
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (sog. „Plan-UP-Richtlinie“) sowie 
in der Beteiligung der Öffentlichkeit (sog. „Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie“). 

Berücksichtigung: 
Für die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen im Bereich der Photovoltaikanlagen 
und für die Gestaltungsmaßnahmen auf den festgesetzten Ausgleichsflächen ist ein quali-
fizierter Landschaftspflegerischer Begleitplan zu erstellen und dem Landratsamt vor Bau-
beginn vorzulegen.  

Die Pflanzungen sind spätestens in der auf die Fertigstellung der Anlage (Inbetriebnahme) 
folgenden Pflanzperiode durchzuführen und durch die Untere Naturschutzbehörde abzu-
nehmen. 

 Überschwemmungsgefährdung 

Das Plangebiet befindet sich gemäß dem Informationsdienst Überschwemmungsgefähr-
dete Gebiete (IÜG) des Bayerischen Landesamtes für Umwelt außerhalb von festgesetz-
ten Hochwassergefahrenflächen und Überschwemmungsgebieten sowie in keinem „was-
sersensiblen Bereich“.  

 Wasserrecht 

Eine wasserrechtliche Gestattung ist nicht erforderlich, da u.a. weder Grundwasser ange-
schnitten noch ein Gewässer hergestellt wird. 
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2. Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der festgestellten Umwelt-
auswirkungen 

 

2.1 Bestandsaufnahme 

 Natürliche Grundlagen 

Das Untersuchungsgebiet wird dem Naturraum „Unterbayerisches Hügelland und Isar-Inn 
Schotterplatten“ (D65), und hier der naturräumlichen Untereinheit „Gäulandschaften im 
Dungau“ (064-C) zugerechnet.  

Der Dungau liegt als Becken zwischen dem Donau-Isar-Hügelland im Süden und dem 
Falkensteiner Vorwald im Norden. Als recht breites, von Nordwest nach Südost reichen-
des Band wird er in seiner gesamten Länge von der Donau durchflossen. Der Übergang 
zum Donau-Isar-Hügelland im Süden ist fließend. Zum Falkensteiner Vorwald ist die mar-
kant ausgebildete Trennlinie an einigen Stellen durch tiefe Tertiärbuchten aufgelöst. Im 
Landkreis werden die folgenden zwei Untereinheiten unterschieden: 

- Donauauen 
- Gäulandschaften des Dungaus 

Zwischen dem Donau-Isar-Hügelland im Süden und den Donauauen im Norden liegen die 
Gäulandschaften des Dungau. Es handelt sich um pleistozäne Hochterrassen, die von bis 
zu 6 m mächtigen Löss- und Lösslehmdecken überlagert sind. Auf diesen haben sich 
fruchtbare Parabraunerden und örtlich auch schwarzerdeähnliche Böden ausgebildet, die 
Ursache intensiver landwirtschaftlicher Nutzung sind. Deswegen werden die Gäuland-
schaften auch häufig „die Kornkammer Bayerns“ genannt. In der Folge entstand in den 
vergangenen Jahrzehnten eine nahezu vollständig ausgeräumte, naturferne Landschaft, 
die über zahlreiche kritisch bis stark verschmutzte Fließgewässer zur Donau hin entwäs-
sert wird. Die naturräumliche Untereinheit setzt sich in den angrenzenden Landkreisen 
Regensburg und Deggendorf fort. (ABSP Landkreis Straubing-Bogen 2007) 

Das Klima des gesamten Dungaubeckens, und insbesondere das der Gäulandschaften 
ist kontinental geprägt. Es weist hohe Sommertemperaturen, hohe Jahres- und Tages-
temperaturschwankungen und Kaltlustansammlungen im Winter auf. Damit es das am 
stärksten kontinental getönte Klima Bayerns. Die durchschnittliche Jahresniederschlags-
menge beträgt 700 mm es ist also noch trocken bis mäßig feucht. Insgesamt weist diese 
naturräumliche Einheit aufgrund ihrer Beckenlage mehr Nebeltage und kalte Tage als die 
umgebenden Gebiete auf; im Frühjahr und Sommer werden aber höhere Temperaturen 
und eine längere Vegetationsperiode erreicht. (ABSP Landkreis   Straubing-Bogen 2007) 

Topographie: Das geplante Sondergebiet fällt um ca. 1 m von Nordwest (ca. 329 m ü. 
NN) nach Südosten (ca. 328 m ü. NN) leicht ab.  

Wasser: Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine Oberflächengewässer. 
Außerdem liegt das Gebiet außerhalb von überschwemmungsgefährdeten oder wasser-
sensiblen Bereichen.  

Der Straubinger Gäu ist bedingt durch die guten landwirtschaftlichen Ertragsbedingungen 
extrem arm an naturnahen Strukturen. In der Biotopkartierung konnten nur einzelne Bio-
topflächen erfasst werden. Ihr Flächenanteil liegt mit 0,7 % wie bereits im Donau-Isar-
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Hügelland (dort 0,9 %) weit unter dem für eine Mindestausstattung mit artenreichen Le-
bensräumen erforderlichen Wert. (ABSP Landkreis Straubing-Bogen 2007) 

Die Potenziell Natürliche Vegetation, also die Vegetation, die sich nach Aufhören der 
menschlichen Nutzung langfristig einstellen würde, ist gemäß FIS-NATUR der Hexen-
kraut- oder Zittergrasseggen-Waldmeister-Buchenwald im Komplex mit Zittergrasseggen-
Hainsimsen-Buchenwald; örtlich mit Waldziest-Eschen-Hainbuchenwald.  

In der Übersichtsbodenkarte werden die Böden überwiegend als Parabraunerde und ver-
breitet als Braunerde aus Schluff bis Schluffton (Lösslehm) über Carbonatschluff (Löss) 
angesprochen (Übersichtsbodenkarte M 1:25.000, http://www.umweltatlas. bayern.de).  

In der Bodenschätzungskarte wird die Bodenart für Äcker als Lehm mit einer mittleren Er-
tragsfähigkeit, entstanden aus Lößböden angegeben (Bodenschätzungskarte M 1:25.000, 
http:// www.umweltatlas.bayern.de). 

Die materiell-rechtlichen Vorgaben des Bodenschutzes gem. § 12 BBodSchV sind zu be-
achten, eine nachhaltige Sicherung der Bodenfunktion ist zu gewährleisten. 

Altlasten in Form ehemaliger Deponien sind der Gemeinde nicht bekannt.  

 Vorhandene Nutzungen 

Die Fläche stellt sich derzeit als landwirtschaftliche Nutzfläche (Acker) dar. Naturnahe 
Strukturen sind nicht vorhanden.  

Im Südwesten verläuft ein Feldweg, der den Geltungsbereich von der unmittelbar an-
schließenden Bahnlinie Regensburg – Passau trennt. Südlich an diese schließt eine Ge-
werbefläche an. Im Westen, Norden und Osten schließen weitere landwirtschaftliche Nutz-
flächen an.  

In näherer Umgebung sind bereits weitere Freiflächen-Photovoltaikanlagen vorhanden. 
Ca. 250 m weiter westlich ist Wohnbebauung vorhanden.  

 

2.2 Spezieller Artenschutz 

Bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (Pflanzen- und Tierarten des 
Anhangs IV der FFH-Richtlinie und alle europäische Vogelarten nach Art. 1 der Vogel-
schutz-Richtlinie) ist aufgrund der derzeitigen intensiven landwirtschaftlichen Nutzung al-
lenfalls mit feld- oder wiesenbrütenden Vogelarten zu rechnen.  

Falls erforderlich, sind auf der Ebene des Bebauungs- mit Grünordnungsplanes in Ab-
stimmung mit der unteren Naturschutzbehörde geeignete Kompensations- oder Vermei-
dungsmaßnahmen festzusetzen.  
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2.3 Umweltauswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter sowie auf deren Wir-
kungsgefüge 

Der § 18 Abs. 1 BNatSchG sieht für Bauleitpläne und Satzungen eine Entscheidung über 
die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des BauGB vor, 
wenn auf Grund dieser Verfahren Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind.   

Die Eingriffsermittlung erfolgt gemäß dem Leitfaden „Eingriffsregelung in der Bauleit-
planung“ des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen, 
in seiner ergänzten Fassung vom Januar 2003. 

Der Leitfaden unterscheidet zwischen einem differenzierten, sog. Regelverfahren bei zu 
erwartenden Eingriffen, das über Bestandsaufnahme, Bewertung und Vermeidung hin zu 
Flächen oder Maßnahmen für verbleibenden Ausgleichsbedarf führt und der Vereinfach-
ten Vorgehensweise bei (einfachen) Planungsfällen, bei denen auch das mehrschrittige 
Regelverfahren zum gleichen Ergebnis führen würde. 

Voraussetzung für das Vereinfachte Verfahren wäre die Planung von Wohnbauflächen, 
die durchgängige Bejahung einer vorgegebenen Checkliste sowie eine Baugebietsgröße 
von nur bis zu ca. 0,5 ha Fläche.  

Im vorliegenden Fall kann das sog. „Vereinfachte Vorgehen“ schon aufgrund der geplan-
ten Art der baulichen Nutzung (Sondergebiet) nicht angewandt werden. Damit ist nach 
dem sog. Regelverfahren mit folgenden vier Schritten vorzugehen: 

1. Bestandsaufnahme und Bewertung 

Das Planungsgebiet befindet sich außerhalb landschaftsökologisch sensibler Bereiche 
bzw. landschaftsbildprägender Oberflächenformen und stellt sich als intensiv landwirt-
schaftlich genutzte Fläche (Ackerfläche = Gebiet geringer Bedeutung, oberer Wert) dar.  

Der Geltungsbereich des gesamten Sondergebietes Photovoltaik „Straßkirchen – Inneres 
Loherfeld“ umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 2,04 ha, deren Bedeutung für Natur-
haushalt und Landschaft in der Gesamtheit der Schutzgüter insgesamt als gering zu be-
werten ist (Ackerfläche).  

Zudem werden am Eingriffsort Vermeidungsmaßnahmen durchgeführt (vgl. Kapitel 2.4).  

Der Geltungsbereich wird somit als Gebiet geringer Bedeutung für Naturhaushalt und 
Landschaftsbild – Kategorie I –eingestuft. 

 

2. Erfassen der Auswirkungen des Eingriffs und Weiterentwicklung der Planung 

 Mensch, Gesundheit und Bevölkerung  

Durch die geplante Errichtung der Photovoltaikanlage werden zusätzlich ca. 2,04 ha land-
wirtschaftliche Flächen (Acker) für die Dauer des Betriebes der Solaranlage der Nutzung 
entzogen und gelten im Sinne des landwirtschaftlichen Flächenprämienrechts nicht mehr 
als landwirtschaftlich genutzte Flächen.  

Eine Eignung zur Erholungsnutzung der Fläche ist - auch aufgrund der Nähe zur Bahnlinie 
- nicht gegeben oder feststellbar.  

Während des Aufbaus der Photovoltaikmodule ist befristet von lokal erhöhten Lärmemis-
sionen durch Fahrzeuge und Montagearbeiten auszugehen. Aufgrund der Benachbarung 
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der Bahnlinie und einer fehlenden Wohnbebauung ist diese - ebenso wie eine spätere 
evtl. Blendwirkung der Module nur nach Süden zu – nicht von Bedeutung.  

Die Lage im nördlichen Anschluss an die Bahnlinie und die geplanten seitlichen Gehölz-
pflanzungen auf allen Seiten lassen auch keine unverhältnismäßige Fernwirkung befürch-
ten. Zudem befinden sich in der näheren Umgebung bereits weitere Freiflächen-
Photovoltaikanlagen. 

Erzeugte elektromagnetische Felder und Geräusche (Schallpegel < 30dB(A) in 10 m Ent-
fernung) wirken nur im Nahbereich der geplanten Trafostation und sind aufgrund fehlender 
Wohngebäude in dieser Nähe ebenfalls vernachlässigbar. 

Von der Fläche gehen dauerhaft keine weiteren Emissionen auf die Umgebung aus. 

 keine oder unerhebliche Beeinträchtigung auf das Schutzgut „Mensch“  

 

 Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt  

Infolge der Errichtung einer Photovoltaikanlage kommt es - zumindest vorübergehend für 
die Zeit der Nutzung - zu einer Inanspruchnahme von Flächen, die derzeit landwirtschaft-
lich genutzt werden. Durch das Einrammen oder Eindrehen der Stahlstützen in den Unter-
grund erfolgt keinerlei Versiegelung oder größere Störung des natürlichen Bodengefüges, 
ein rückstandsfreier Rückbau der Anlage wird ermöglicht. 

Es sind keine Biotopstrukturen vorhanden, die dem gesetzlichen Schutzstatus gem. § 30 
BNatSchG bzw. Art. 23 BayNatSchG unterliegen, und auch keine Arten der „Roten Liste“ 
Bayerns bzw. Deutschlands. 

Auf der Ebene des detaillierteren Bebauungsplans werden artenschutzrechtliche Erforder-
nisse bzgl. Bodenbrütern geprüft und entsprechend festgesetzt. 

Der „Spiegeleffekt" der Module kann unter bestimmten Umständen für (Wasser-) Vögel 
offene Wasserflächen suggerieren, wodurch sich die Gefahr ergibt, dass diese hierdurch 
zum Landen animiert werden. Für bestimmte Arten, wie z. B. Taucher und Tauchenten, 
stellen diese Anlagen dadurch eine potenzielle Gefährdung dar, da sie zum (Wieder-) 
Starten eine Anlauffläche im Wasser benötigen. Da innerhalb des weiteren Untersu-
chungsgebietes keine größeren offenen Wasserflächen vorhanden sind, an denen Was-
servögel der zuvor genannten Gruppen vorkommen, sind nachteilige Auswirkungen je-
doch mit großer Wahrscheinlichkeit auszuschließen.  

Unter den zukünftigen Modulreihen wird die derzeitig landwirtschaftlich genutzte Fläche 
(Acker) in extensives Grünland umgewandelt. Hierdurch ist von einer deutlichen Verbes-
serung für den Arten- und Biotopschutz auszugehen, da die höhere Pflanzenvielfalt i.d.R. 
auch Voraussetzung für ein größeres faunistisches Artenpotential (Insekten wie Schmet-
terlinge; Kleinsäuger etc.) ist. Durch das Einrammen oder Eindrehen der Stahlstützen in 
den Untergrund erfolgt keinerlei Versiegelung oder größere Störung des natürlichen Bo-
dengefüges, ein rückstandsfreier Rückbau der Anlage wird ermöglicht. 

Die Aufstellung der Module in Reihen mit entsprechenden Abständen ermöglicht eine ein-
geschränkte Nutzung als Weide (z. B. Schafe) oder eine regelmäßige Mahd. 

Infolge des Baus und des späteren Betriebes der Anlage kommt es zu geringfügigen abio-
tischen Standortveränderungen im Plangebiet. Durch Verschattungseffekte der Solarmo-
dule ist von einer Beeinflussung der Vegetationszusammensetzung des Grünlandes ge-
genüber voll besonnten Flächen auszugehen.  
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Die geplanten seitlichen Grünflächen mit Gehölzpflanzungen und Sukzessionsstreifen 
werden dagegen zu einer Erhöhung der Strukturvielfalt und damit bereits kurzfristig zu 
besseren Standort- und Lebensbedingungen z. B. für Vögel, Kleinsäuger, aber auch für 
Insekten sowie für die Pflanzenwelt führen. 

Der für Niederwild und Kleintiere durchlässige Schutzzaun grenzt diese Tierarten auch 
von der eigentlichen PV-Fläche nicht aus und vermeidet Wanderungsbarrieren. Sämtliche 
Gehölzpflanzungen werden zudem außerhalb der Einzäunung und damit von außen für 
das Wild zugänglich angelegt.  

Mit zusätzlichen Ausgleichsmaßnahmen kann dauerhaft eine Verbesserung der gesamt-
ökologischen Situation im Plangebiet bzw. in seiner näheren Umgebung erreicht werden. 

 keine oder unerhebliche Beeinträchtigung, positive Auswirkung durch Biotop-
neuschaffung.  
 

 Boden  

Durch die Photovoltaikanlage kommt es zu einer Inanspruchnahme von landwirtschaftlich 
produktiven Böden. Aus Sicht des Bodenschutzes sind jedoch keine Standorte mit hoher 
Bedeutung betroffen.  

Die Umwandlung von Acker in extensives Grünland bringt positive Umweltauswirkungen 
mit sich. Für die Nutzungsdauer entfällt die bisherige mechanische Bodenbearbeitung, es 
findet keine Zufuhr von Dünge- oder Pflanzenbehandlungsmitteln statt, eine Erholung des 
Bodenlebens ist möglich. 

Die zur Verankerung der Module vorgesehenen Stahlträger werden ohne Betonfundamen-
te in den anstehenden Boden nur eingerammt oder eingedreht und können nach einer 
dauerhaften Einstellung des Betriebes - vor der festgelegten landwirtschaftlichen Folge-
nutzung - rückstandslos wieder entfernt werden. 

Mit der Aufstellung der Modulreihen ist kleinflächig von einer etwas ungleichmäßigen Ver-
teilung von Niederschlägen auszugehen. Die jeweils „überdachte“ Fläche erhält im Ver-
gleich zur gegenwärtigen Situation weniger Niederschlag, während entlang des unteren 
Randes der Module mehr Niederschlag auf den Boden abgeleitet wird. Eine Austrocknung 
der Böden im verschatteten Bereich ist jedoch nicht wahrscheinlich, da Niederschlags-
wasser seitlich nachsickern kann. 

 unerhebliche Beeinträchtigung, deutliche Verminderung der Bodenbearbeitung und 
damit positive Auswirkungen während der Dauer der PV-Nutzung 

 

 Wasser  

Durch die geplante Photovoltaikanlage sind Beeinträchtigungen für das Schutzgut Grund-
wasser nicht zu erwarten, da von den Modulen selbst keine Verunreinigungen ausgehen.  

Wie im Abschnitt „Boden“ bereits erwähnt, ist durch die Errichtung der Modulreihen von 
einer etwas ungleichmäßigeren Verteilung des Niederschlagswassers auszugehen. In der 
Bilanz sind jedoch hinsichtlich der weiterhin flächigen Versickerung und der Grundwas-
serneubildung keine veränderten Verhältnisse zu erwarten. Durch den Verschattungsef-
fekt wird die Verdunstung zunächst etwas herabgesetzt werden, was für das Schutzgut 
Wasser jedoch mit keinen negativen Auswirkungen verbunden ist.  
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Insgesamt ist durch die zukünftige Grünlandnutzung im Gegensatz zur derzeitigen 
Ackernutzung jedoch mit einer etwas höheren Verdunstungsrate (Transpiration und Eva-
poration), einem etwas geringeren Versickerungsanteil und damit einer etwas geringeren 
Grundwasserneubildung zu rechnen. 

 unerhebliche Beeinträchtigung 

 

 Klima, Luft, sparsame und effiziente Nutzung der Energie, Vermeidung von   
Emissionen 

Durch die geplante Photovoltaikanlage ist mit kleinflächigen Veränderungen der Standort-
faktoren, v.a. durch Verschattung auszugehen, die auch mikroklimatische Folgen nach 
sich ziehen. So ist im Bereich der verschatteten Flächen von insgesamt gemäßigteren 
klimatischen Bedingungen (weniger Ein- und Ausstrahlung, verminderte Verdunstung) 
auszugehen. Da die von diesen Veränderungen betroffene Fläche insgesamt als ver-
gleichsweise kleinräumig anzusehen ist, sind messbare negative Beeinträchtigungen des 
Kleinklimas nicht zu befürchten. Für abfließende Kaltluft stellt die Photovoltaikanlage eine 
gewisse Barriere dar, so dass ggf. Stauungseffekte in geringem Umfang auftreten können. 
Auch für bodennahe Winde ist von Luftwiderständen durch die Anlage auszugehen und es 
können sich in diesem Bereich Turbulenzen und Verwirbelungen bilden. Da das Plange-
biet aufgrund seiner Lage jedoch für keine Frisch- und Kaltluftversorgung eines Ortsteils 
von Bedeutung ist, können nachhaltige Beeinträchtigungen in diesem Zusammenhang 
ausgeschlossen werden. 

Es findet eine deutliche Entlastung der Umwelt durch emissionsfrei produzierten Strom mit 
einem enormen Einsparungseffekt an CO2-Ausstoß statt. 

Die kumulierte Minderung der CO2-Emission liegt bei z. B. polykristallinen Modulen ge-
rechnet auf 20 Jahre Laufzeit bei insgesamt ca. 110 to je 10 KWp installierter Leistung. Im 
vorliegenden Fall bei ca. 750 KWp angenommener Leistung liegt diese Einsparung bei ca. 
8.250 to CO2 für die bestehende Photovoltaikanlage. Hinsichtlich der Energiebilanz - unter 
Berücksichtigung des zunächst hohen Energiebedarfs bei der Herstellung von Solarzellen 
- kann von einer Amortisationszeit von ca. 3 Betriebsjahren ausgegangen werden. 

 keine oder unerhebliche Beeinträchtigung des Klimas, deutlich positive CO2- und 
Energiebilanz 

 

 Abfälle und Abwässer 

Kein Anfall beim Betrieb der Photovoltaikanlage, bei einem Rückbau nach Einstellung der 
Nutzung kann von einer vollständigen Recycling-Quote aller eingesetzten Materialien (Me-
talle, Glas, Silizium) ausgegangen werden. 

 keine Beeinträchtigung 

 

 Landschaft(-sbild), Fernwirkung 

Die geplante Photovoltaikanlage stellt in ihrem Umfang eine gewisse optische Überprä-
gung des Landschaftsbildes dar.  
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Die Wirkung der aufgestellten Modulreihen ist unter dem Aspekt eines ungestörten Land-
schaftsgenusses als „naturfern" zu betrachten, so dass diesbezüglich grundsätzlich visuel-
le Beeinträchtigungen auftreten. Da es sich um eine verkehrsnahe Fläche handelt, gilt das 
Anbindungsgebot angesichts der Vorbelastung der Flächen als erfüllt. 

Wie beim „Schutzgut Mensch“ bereits erläutert, ist aufgrund der Lage in Verbindung mit 
den geplanten Gehölzpflanzungen entlang aller Außenseiten mit keiner gravierend stö-
renden Fernwirkung oder mit Beeinträchtigungen für das Landschaftsbild zu rechnen. 

Bei der Gesamtabschätzung der ca. 2,04 ha großen Anlage unter optisch/ästhetischen 
Aspekten ist zu berücksichtigen, dass es sich beim Untersuchungsgebiet insgesamt um 
einen mit der Bahnlinie im Süden bereits vorbelasteten Raum handelt.  

Durch neue Pflanzungen wird diese Landschaft sowohl für die Nutzungsdauer der Anlage 
wie auch darüber hinaus (durch die dauerhaft zu erhaltenden Ausgleichsflächen) neu ge-
gliedert und strukturiert. 

 geringe Beeinträchtigung 

 

 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Auf dem zukünftigen Solarfeld und auch in der direkten Umgebung befinden sich keine 
Naturdenkmäler (§ 28 BNatSchG) oder sonstige (Natur-) Schutzgebiete. In der näheren 
Umgebung sind Bodendenkmäler bekannt. Für den Fall evtl. auftretender Bodendenkmä-
ler sind entsprechende Maßnahmen vorgesehen und zu ergreifen. 

 keine Beeinträchtigung zu erwarten 

 

3. Überschlägige Ermittlung des Kompensationsbedarfs 

Der Geltungsbereich kann als Fläche mit niedrigem Versiegelungs- und Nutzungsgrad 
– Typ B des „Leitfadens“ eingestuft werden. Als Kompensationsfaktor ist bei Ackerflächen 
0,2 vorgesehen, bei PV-Anlagen ist hierauf ein 50%iger Abschlag zulässig, da geeignete 
eingriffsminimierende Maßnahmen vorgesehen sind (s. Umweltbericht Ziff. 2.4).  

Gem. o.g. Leitfaden liegt der für die vorliegende Planung (2,04 ha Sondergebietsfläche) 
erforderliche, baurechtliche Kompensationsbedarf bei einem gewählten Ausgleichsfaktor 
von 0,1 insgesamt voraussichtlich bei ca. 0,2 ha und soll über private Ausgleichsflächen, 
welche dauerhaft für die Zeit der Photovoltaiknutzung zu erhalten sind, erbracht werden. 

 

2.4 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 

 Bei Durchführung der Planung 

Es sind funktionale Wechselwirkungen insbesondere zwischen den Schutzgütern Pflanzen 
und Tiere, Boden, Wasser, und Mikroklima anzunehmen. 

So haben die im Zuge der aufgestellten Modulreihen zu erwartenden Standortverände-
rungen infolge Verschattung und gebündelter Abführung von Niederschlagswasser auch 
geringfügige, indirekte Auswirkungen auf die o. g. Schutzgüter untereinander.  
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Diese wechselseitigen Auswirkungen werden jedoch z. B. hinsichtlich der Gesamtmenge 
an Niederschlag für Boden und Grundwasser wieder ausgeglichen; eine erhebliche nega-
tive Beeinträchtigung der Umweltfaktoren findet nicht statt. Die extensivere Nutzung als 
Dauergrünland verbessert Erosionsschutz und Naturhaushalt hinsichtlich der Artenvielfalt 
insgesamt. Nach Rückbau der Anlage ist die bisherige landwirtschaftliche Nutzung unbe-
einträchtigt wieder möglich. 

Durch die erforderlichen seitlichen Pflanz- und Gehölzsaumflächen wird während der Nut-
zungs- und damit Eingriffsdauer zusätzlicher Lebensraum für Tiere und Pflanzen geschaf-
fen, verbleibende geringe Beeinträchtigungen der Anlage können mit zusätzlichen Aus-
gleichsmaßnahmen auf dauerhaft verbleibenden Flächen insgesamt kompensiert werden. 
Bau und Betrieb der Photovoltaikanlage haben daher hiesigen Erachtens keine Ver-
schlechterung für die Umwelt zur Folge.   

 Bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der vorliegenden Planung würden die Flächen weiter intensiv 
landwirtschaftlich genutzt werden. Bei einer Beibehaltung der aktuellen landwirtschaftli-
chen Nutzung bliebe der ungünstige Stoffeintrag in den Boden, in die angrenzenden Flä-
chen und ins Grundwasser bestehen. Zudem würde eine mechanische Bodenbearbeitung 
weiterhin erfolgen.  

 

2.5 Geplante Vermeidungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaßnahmen  

 Vermeidungsmaßnahmen 

 Anpassung der Photovoltaikanlage an den natürlichen Geländeverlauf zur Vermeidung 
größerer Erdmassenbewegungen 

 Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens, da keine Versiegelung erfolgt 

 

 Verringerungsmaßnahmen 

 Festsetzung privater grünordnerischer Maßnahmen zur Grundstückseingrünung  

 Verwendung von standortgerechtem, autochthonem Pflanzgut 

 Umwandlung des Gebietes von Ackerland zu extensivem Grünland mit autochthonem 
Saatgut im Bereich der Module und damit deutlich extensivere Bewirtschaftung der Ge-
samtfläche 

 Natürliche Selbstbegrünung auf Zwischen- und seitlichen Randflächen mit verschiede-
nen Sukzessionsstadien im Umfeld der Gehölzhecken  

 Die Vernetzungsfunktion und Wirksamkeit der randlich angeordneten Grünstreifen wer-
den dadurch deutlich verbessert, dass die aus Sicherheitsgründen erforderliche Einzäu-
nung entlang der Innenseite angelegt wird; 

 Anlage evtl. erforderlicher Betriebswege ausschließlich in wassergebundener Bauweise 

 Ausschluss von durchgehenden Zaunsockeln zur Vermeidung von Wanderungsbarrie-
ren für Kleinsäuger 
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 Ausgleichsmaßnahmen 

 Festsetzung einer geeigneten Ausgleichsfläche.  

 

Damit kann der baurechtliche Kompensationsfaktor (im Regelfall 0,2) auf 0,1 verringert wer-
den (s. Umweltbericht Ziff. 2.2). 

 

2.6 Alternative Planungsmöglichkeiten 

Der ausgewählte Standort weist im Vergleich zu anderen Standorten innerhalb der Ge-
meinde folgende günstige Standortfaktoren auf: 

 Vorbelastung durch die Lage an der Bahnlinie Regensburg - Passau 

 gute verkehrstechnische Erreichbarkeit für Bau- und Wartungsarbeiten über bereits 
vorhandene Straßen und Wege 

 ökologisch unsensible, landwirtschaftlich genutzte Ausgangsflächen 

 in Umgebung bereits weitere Freiflächen-Photovoltaikanlagen vorhanden 

Ein siedlungsstrukturell noch günstigerer Standort im Sinne von „vorbelasteten“ versiegel-
ten Dach- oder Wandflächen in dieser Größenordnung ist in der näheren Umgebung nicht 
verfügbar. Eine großflächig geplante und zusammenhängend gewartete Anlage wie im 
vorliegenden Fall lässt sich innerhalb der Gemeinde auch nicht auf viele Einzelstandorte 
aufgliedern.  

Insgesamt gesehen sind zudem am gewählten Standort keinerlei erhebliche Beeinträchti-
gungen von Schutzgütern oder sonstigen öffentlichen Belangen zu befürchten. 
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3. Zusätzliche Angaben 

 

3.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfah-
ren und Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Umweltprüfung 

Daten zu natürlichen Grundlagen und zur Bestandserhebung wurden folgenden Quellen 
entnommen: 

 Fachinformationssystem Naturschutz (FIS-Natur) 

 UmweltAtlas Bayern: Boden 

 Informationsdienst überschwemmungsgefährdeter Gebiete in Bayern (IÜG Bayern) 

 Bayern-Atlas 

 Bayerischer Denkmal-Atlas 

 Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP des Landkreises Straubing-Bogen 2007) 

 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP Bayern) 

 Regionalplan Region Donau-Wald (RP 12) 

 Flächennutzungsplan der Gemeinde Straßkirchen 

 Landschaftsplan der Gemeinde Straßkirchen 

 Örtliche Geländeerhebungen durch das Büro Eska bzw. Büro Heigl (März 2020) 

 Modultischplanung Wieser Photovoltaik GmbH, Reißing vom 04.05.2020  

Die Analyse und Bewertung des Plangebietes erfolgte verbal-argumentativ. Zur Bewertung 
der Umweltauswirkungen sowie zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfs wurde der Leitfaden 
„Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ angewandt.  

Besondere Schwierigkeiten im Rahmen der Umweltprüfung traten im vorliegenden Fall 
nicht auf.  

 

3.2 Beschreibung der geplanten Überwachungsverfahren (Monitoring) 

Planbedingte erhebliche Umweltauswirkungen werden durch die Änderung des Land-
schaftsplanes nicht erwartet.  

Eine Überwachung unvorhersehbarer erheblicher Umweltauswirkungen ist durch die 
Kommune erst auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanungen (nachfolgende Bebau-
ungs- mit Grünordnungspläne) bzw. bei der konkreten Planungsumsetzung möglich.  

 

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Auf einer ca. 2,04 ha großen Fläche östlich der Gemeinde Straßkirchen ist im nördlichen 
Anschluss an die Bahnlinie Regensburg - Passau die Errichtung einer Photovoltaikanlage 
geplant. 

Die Fläche wird derzeit intensiv landwirtschaftlich (Acker) genutzt und befindet sich au-
ßerhalb landschaftsökologisch wertvoller Flächen.  

Neben den auf allen vier Seiten der gesamten Photovoltaikanlage vorgesehenen Pflanz-
maßnahmen zur erforderlichen Einbindung der Anlage in die Landschaft sind ca. 1.800 m2 
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als notwendige externe baurechtliche Ausgleichsfläche für die Fläche zum dauerhaften 
Erhalt auszuweisen. 

Langfristig ist nach dauerhafter Aufgabe der Photovoltaikanlage als Nachfolgenutzung 
wieder Landwirtschaft vorgesehen. 

Insgesamt sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine nachhaltigen oder erheblichen 
Auswirkungen auf Mensch, Tier und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Landschaft oder 
sonstige Güter zu erwarten. 


